
  

Schriftliche Anfrage betreffend «Nach Nein zu den Flüchtlings-
Containerdörfern: Öffnet der Regierungsrat endlich die 
Zivilschutzanlagen oder will er die Quartierbevölkerung weiter 
belasten?» 
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Das erfreuliche Nein der eidgenössischen Räte zu einem Bundeskredit zur Errichtung von 
Flüchtlings-Containerdörfern ist eine herbe Niederlage für die zuständige SP-Bundesrätin 
Elisabeth Baume-Schneider. Das Parlament, namentlich der Ständerat mit den 
Kantonsvertretern, hat dem behördlich tolerierten Asylmissbrauch einen Riegel geschoben. 
Es kann nicht sein, dass wegen der Unfähigkeit der Behörden, das Asylchaos wirkungsvoll 
zu bekämpfen, weitere Luxus-Containersiedlungen für Asylbewerber entstehen und so ohne 
Mitsprache der Bevölkerung Gemeinden und Quartiere noch stärker belastet werden.  

Die Bundesbehörden rechnen weiterhin damit, dass die Zahl der Asylsuchenden im Sommer 
und Herbst explodieren wird. Schon heute geht man von 40‘000 Gesuchen im Jahr 2023 aus 
– so viel wie noch nie und sogar noch mehr wie im Jahr 2015 (39‘523 Gesuche), als Europa 
von einer gigantischen Asylwelle betroffen war. 

Zu Recht wurde im Ständerat argumentiert, dass die Container nicht notwendig seien, da für 
die Unterbringung von Asylbewerbern Zivilschutzanlagen vorgesehen sind. Diese sind 
geeigneter als Wohncontainer-Dörfer in Quartieren, in welchen die Bevölkerung von den 
negativen Auswirkungen der Migrationswelle übermässig betroffen wäre – wie die jüngsten 
Ereignisse rund um den Erlenmatt-Platz im Kleinbasel wieder gezeigt hat. 

Nach dem Entscheid der eidgenössischen Räte sind nun die Kantone gefordert. Gemäss der 
Generalsekretärin der Sozialdirektorenkonferenz müssen Abklärungen getroffen werden, wie 
viele Plätze in Zivilschutzanlagen zur Verfügung stehen und ob diese Anlagen brauchbar 
sind. 

Diese Situation kommt auch auf den Kanton Basel-Stadt zu, wenn man – was zu hoffen ist – 
die Bevölkerung nicht mit zusätzlichen Asylunterkünften in Wohnquartieren belasten will. 
Solange keine griffige Rückführungsoffensive von illegalen Asylbewerbern durch den Bund 
veranlasst wird, wird auch der Druck auf unseren Kanton weiter zunehmen. 

Ich bitte den Regierungsrat daher um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Geht der Regierungsrat davon aus, dass im Laufe des Jahres 2023 auch in Basel-
Stadt Zivilschutzanlagen benötigt werden? 

2. Falls ja, welche Massnahmen ergreift der Regierungsrat bereits heute, um diese 
Zivilschutzanlagen bereit zu halten resp. sie brauchbar zu machen? 

3. Falls nein, will der Regierungsrat weiterhin die Quartierbevölkerung mit 
Asylunterkünften – und den entsprechen negativen Auswirkungen in Bezug auf die 
Wohnqualität und die Sicherheit – belasten? 

4. Wie viele Plätze stehen in Basel-Stadt in den Zivilschutzanlagen für Asylsuchende zur 
Verfügung? 

5. Existiert ein Vollkostenvergleich (Platz Zivilschutzanlage vs. Platz Containerdorf)? Falls 
ja, bitte um detaillierte Angabe / Falls nein, bitte um Begründung, weshalb diese fehlt. 

6. Welche weiteren Massnahmen trifft er, damit die Wohnbevölkerung vom anhaltenden 
und weiterhin stark zunehmenden Flüchtlingschaos nicht noch stärker betroffen sein 
wird? 
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